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Drucksache Nr. 1152 


Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 
BK 1123/50111 


Bonn, den 13 . Juli 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
eines Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs- 
und Bausparwesen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1 ). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 2. Juni 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blüdier 


Druck; Bonner Universitäts-Buchüruckerei Gebr. Scheur, Bonii 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

Über die Erriditung eines Bundesaufsidits- 
amtes für das Versicherungs- und 
Bausparwesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zur Durchführung der dem Bund zustehenden Auf- 
sicht über Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen wird das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen (Bundesaufsichtsamt) 
errichtet. 


§ 2 

(1) Das Bundesaufsichtsamt beaufsichtigt die pri- 
vaten Versicherungsunternehmen, die im Bundes- 
gebiet ihren Sitz, eine Niederlassung oder eine Ge- 
schäftsstelle haben oder auf andere Weise das Ver- 
sicherungsgeschäft betreiben, sofern der Geschäfts- 
betrieb der Unternehmen nicht durch die Satzung 
oder andere Geschäftsunterlagen auf ein Land be- 
schränkt ist. Das Bundesaufsichtsamt beaufsichtigt 
ferner die Bausparkassen (§ 112 des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs- 
unternehmungen und Bausparkassen vom 6. Juni 
1931, RGBl. I S. 315). 

(2) Das Bundesaufsichtsamt übt auch die Aufsicht 
über die sonstigen privaten Versicherungsunter- 
nehmen und die Fachaufsicht über die öffentlich- 
rechtlichen Wettbcwerbsversicherungsuntcrnehmcn 
aus, soweit die für diese Versicherungsunter nehmen 
örtlich zuständige Landesregierung die Übernahme 
beim Bundesaufsichtsamt beantragt und der zustän- 
dige Bundesminister zustimmt. § 148 VAG bleibt 
unberührt. Der Antrag kann jederzeit mit Wirkung 
vom 1. Januar des folgenden Jahres zurückgenom- 
men werden. 

(3) Sind in Gesetzen, Verordnungen oder Anord- 
nungen, die über das Gebiet eines Landes hinaus 
gelten, der Aufsichtsbehörde besondere Aufgaben 
zugewiesen, so ist das Bundesaufsichtsamt für die- 
jenigen privaten Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen zuständig, die der Aufsicht nach dem 
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Ver- 
sicherungsunternehmungen und Bausparkassen 
nicht unterliegen. 
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(4) Die Mitwirkung der Länder bei grundsätzlichen 
Entscheidungen oder Anordnungen, die das Bundes- 
aufsichtsamt im Rahmen seiner Zuständigkeit auf 
Grund der Währungsgesetze und deren Durch- 
führungsverordnungen erläßt, wird in einer Rcdits- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates ge- 
regelt. Der Mitwirkung der Länder bedarf auch 
das Verfahren bei der Bestätigung von Umstellungs- 
rechnungen durch das Bundesaufsichtsamt. 

§ 3 

Die Bundesregierung regelt die Einrichtung (Ver- 
fassung) des Bundesaufsiditsamtes. Für das vom 
Bundesaufsichtsamt anzuwendende Verfahren gelten 
die Vorschriften des Gesetzes über die Beaufsidi 
tigung der privaten Versicherungsunternehmungen 
und Bausparkassen sinngemäß. 

§ 4 

Soweit Aufsichtsbehörden der Länder die nach 
diesem Gesetz dem Bundesaufsichtsamt zustehenden 
Befugnisse ausgeübt haben, gehen diese Befugnisse 
zu einem von der Bundesregierung zu bestimmen- 
den Zeitpunkt, spätestens am 1. April 1951, auf 
das Bundesaufsichtsamt über. Der Zeitpunkt des 
Überganges Ist Im Bundesanzeiger bekanntzu- 
machen. 

§ 5 

Die Bundesregierung erläßt die zur Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes und die zur Überleitung der 
Befugnisse der Aufsichtsbehörden der Länder auf 
das Bundesaufsichtsamt erforderlichen Rechtsver- 
ordnungen. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Nach dem Gesetz über die privaten Versicherungsunternehmungen 
vom 12. Mai 1901 (RGBl. S. 139) — VAG — wurden private Vei*- 
sicherungsunternehmen, deren Geschäftsbetrieb durch die Satzung 
oder andere Geschäftsunterlagen auf das Gebiet eines Bundesstaates 
(Land) beschränkt ist, von Landesbehörden, sonst von dem damals 
neu errichteten Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung beauf- 
sichtigt. Die Vorschriften des VAG über die Führung der Aufsicht 
galten gleicherweise für das Reichsaufsichtsamt wie für die zustän- 
digen Landesbehörden. 

Das VAG von 1901 ist nach mehreren Änderungen als Gesetz über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen und 
Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (RGBl. I S. 315) neu gefaßt worden. 
Das Reichsaufsichtsamt erhielt hiernach auch die Aufsicht über die 
privaten Bausparkassen und zwar ohne Rücksicht auf eine etwaige 
Begrenzung ihres Geschäftsgebietes. 

Eine letzte erhebliche Erweiterung erfuhren die Befugnisse des 
Reichsaufsichtsamtes durch die Verordnung über die Durchführung 
der Verordnung zur Vereinheitlichung der Versicherungsaufsicht 
vom 22. Juni 1943 (RGBl. I S. 363). Hiernach wurde dem Reichs- 
aufsichtsamt die Fachaufsicht über die öffentlich-rechtlichen Ver- 
sicherungsanstalten übertragen; ferner erhielt das Amt grundsätzlich 
die Aufsicht über alle privaten Versicherungsunternehmen, deren 
Geschäftsbetrieb auf ein Land beschränkt Ist und die bisher noch 
von Landesbehörden beaufsichtigt wurden. 

Seit dem 8. Mai 1945 besteht das Reichsaufsichtsamt nicht mehr. 
Seine Befugnisse werden jetzt In den Ländern der amerikanischen 
und der französischen Zone durch die Finanzminister oder durch 
besondere Aufsichtsämter, die den Finanzministern unterstehen, 
ausgeübt. Die Länder der britischen Zone führen das 1946 von der 
britischen Militärregierung errichtete. Im Jahre 1949 aufgelöste 
Zonenamt des Reichsaufsichtsamtes für das Versicherungswesen als 
gemeinsame Versicherungsaufsichtsbehörde weiter. Dieser Behörde 
hat vor kurzem auch das Land Bremen seine Aufsichtsbefugnisse 
übertragen. Die Befugnisse des früheren Reichsaufsichtsamtes wer- 
den zur Zeit im Bundesgebiet von folgenden Aufsichtsbehörden 
wahrgenommen: 

Zonenamt des Reichsaufsichtsamtes für das Versicherungs- 
wesen i. Abw. (Mit der Wahrnehmung der Versicherungsauf- 
sicht der Länder der britischen Zone und des Landes Bremen 
beauftragt), Hamburg, 

Bayerisches Landesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, 
München, 

Finanzministerium Württemberg-Baden, Stuttgart, 

Hessisches Aufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen, Wiesbaden, 

Finanzministerium Württemberg-Hohenzollern, Versidie- 
rungsaufslchtsamt, Tübingen, 
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Badisches Ministerium der Finanzen, Aufsichtsamt für das 
Versicherungswesen, Freiburg i. Br., 

Landesregierung Rheinland-Pfalz, Der Minister der Finanzen, 
Abtlg. Versicherungen, Koblenz- Oberwerth. 

In Berlin besteht das Aufsichtsamt für das Versicherungswesen, das 
für die Westsektoren zuständig ist. 

Wenn auch für die Versicherungsaufsicht der jetzigen Landesauf- 
sichtsämter das VAG als Bundesrecht fortgilt, so ist doch die Zer- 
splitterung der ehemaligen Reichsbefugnisse in eine Vielzahl von 
/\ufsichtsstellen der Struktur der zu beaufsichtigenden Versiche- 
rungswirtschaft nicht angemessen. Die private Versicherungswirt- 
schaft besteht in der Fiauptsache aus rund 300 großen, im ganzen 
Bundesgebiet oder jedenfalls in mehreren Landern arbeitenden (über- 
regionalen) Versicherungsunternehmen; daneben gibt es noch schät- 
zungsweise 6000 kleine und kleinste. Unternehmen, deren Geschäfts- 
tätigkeit auf ein Land beschränkt ist und die meist nur örtliche 
Bedeutung haben. Die Aufsicht über diese vielen regionalen Unter- 
nehmen sollte auch in Zukunft grundsätzlich den zuständigen Landes- 
behörden überlassen bleiben. Dagegen wird allgemein die Notwendig- 
keit anerkannt, die besonders schwierige und hohe Fadakenntnisse er- 
fordernde Aufsicht über die großen überregionalen Versicherungs- 
unternehmen, in die sich zur Zeit sieben verschiedene Landesaufsichts- 
ämter teilen, wieder in einer zentralen Fachbehörde zusammenzufas- 
sen. Eine solche zentrale. Beaufsichtigung ist auch für die etwa 20 im 
Bundesgebiet tätigen privaten Bausparkassen geboten. 

Der Entwurf sieht entsprechend der Rechtslage vor der Verordnung 
vom 22. Juni 1943 davon ab, die öffentlich-rechtlichen Versiche- 
rungsanstalten der Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes zu unter- 
stellen. Soweit übrigens die öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 
anstalten die Voraussetzungen des Artikels 130 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes erfüllen, unterstehen sie nach diesem Artikel bereits der 
Aufsicht der zuständigen obersten Bundesbehörde. 

Das Grundgesetz gibt nunmehr die Möglichkeit, ein Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungs- und Bausparwesen durch Bundesgesetz 
zu errichten (Artikel 74 Nr. 11 und Artikel 87 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes). .Der vorliegende Entwurf dient der Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes. 


Besonderer Teil 

Zu § 1 

Das VAG ist im Rahmen des Artikels 125 des Grundgesetzes Bundes- 
recht geworden. Zur Wahrnehmung der dem früheren Reichsauf- 
sichtsamt nach dem VAG zustehenden Befugnisse wird ein Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen als selbstän- 
dige Bundesoberbehördc im Sinne des Artikels 87 Absatz 3 des 
Grundgesetzes errichtet. 

Zu § 2 

Absatz 1 bestimmt den Kreis der Unternehmen, die unter die Auf- 
sicht des Bundesaufsichtsamtes fallen. Die getroffene Regelung 
stellt unter Ablehnung der Vereinheitlichung von 1943 grundsätz- 
lich die im Jahre 1901 eingeführte Verteilung der Zuständigkeiten 
zwischen Reich und Ländern wieder her. 

Zu § 2 Absatz 2 

Die Länder, welche die Versicherungsaufsicht nicht selbst ausüben 
wollen, können die ihnen zustehende Aufsicht über die regionalen 
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privaten Versicherungsunternehmen und die öffentlich-rechtlichen 
Wettbewerbsversicherungsunternehmen nach Absatz 2 dem Bundes- 
aufsichtsamt übertragen. Hierdurch wird unter Wahrung des födera- 
tiven Gedankens die Möglichkeit eröffnet, die Aufsichtsführung im In- 
teresse derVersicherungsnehmer und derVersicherungswirtschaft weit- 
gehend zu vereinheitlichen. Der Kreis der überhaupt aufsichtspflich- 
tigen Versicherungsunternehmen wird durch diese Maßnahme nicht 
berührt, was Satz 2 ausdrücklich klarstellt. Den Ländern steht frei, 
jeweils zum nächsten 1. Januar die auf das Bundesaufsichtsamt über- 
tragene Versicherungsaufsicht wieder zu übernehmen. 

Zu § 2 Absatz 3 

Die Währungsgesetze, insbesondere die 3., 23. und 33. DVO/UG, 
haben den Aufsichtsbehörden Aufgaben auch hinsichtlich solcher 
Versicherungsunternehmen zugewiesen, die nach dem VAG weder 
der Zuständigkeit des Bundesaufsichtsamtes noch der Zuständigkeit 
der Aufsichtsbehörden der Länder unterliegen. So müssen die Auf- 
sichtsbehörden beispielsweise die Umstellungsrechnung der auf- 
sichtsfreien Transport- und Rückversicherungsunternehmen bestä- 
tigen. Ferner weist die 39. DVO/UG der Versicherungsaufsichts- 
behörde in Hamburg (Zonenamt des Reichsaufsichtsamtes für das 
Versicherungswesen i. Abw.) besondere Aufgaben bei der Abwick- 
lung der deutschen Kriegsversicherungsgemeinschaft zu. Diese Auf- 
gaben können nur durch das Bundesaufsichtsamt wirksam wahr- 
genommen werden, was Absatz 2 ermöglicht. 

Zu § 2 Absatz 4 

Auf Grund der Währungsgesetze haben die Länder den Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen Ausgleichsforderungen zu ge- 
währen. Die Mitwirkung der Länder bei grundsätzlichen Entschei- 
dungen und Anordnungen des Bundesaufsichtsamtes, die beispiels- 
weise die Höhe der Ausgleichsforderungen beeinflussen, scheint daher 
geboten. Der Umfang der Mitwirkung der Länder wird durch eine 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates geregelt werden. 
Da die bestätigte Umstellungsrechnung die Grundlage für die Zu- 
teilung der Ausgleichsforderungen bildet, mußte den Ländern auch 
die Möglichkeit gegeben werden, beim Bestätigungsverfahren mit- 
zuwirken. 

Zu § 3 

Die §§ 90 bis 104 VAG regeln die Verfassung und das Verfahren des 
ehemaligen Reichsaufsichtsamtes. Da das Bundesaufsichtsamt eine 
bundeseigene Behörde ist, steht der Bundesregierung nach Artikel 86 
Satz 2 des Grundgesetzes das Recht zu, die Einrichtung oder Ver- 
fassung des Amtes zu bestimmen. Bis auf weiteres gelten für das 
Verfahren des Bundesaufsichtsamtes die Vorschriften des VAG sinn- 
gemäß. 

Zu § 4 

Da der Aufbau des Bundesaufsichtsamtes gewisse Zeit erfordert, 
müssen bis zur Eröffnung des Bundesaufsichtsamtes die Aufsichts- 
behörden der Länder ihre bisherigen Befugnisse weiter ausüben. Die 
Bundesregierung wird im Bundesanzeiger den Zeitpunkt der Eröff- 
nung des Bundesaufsichtsamtes bekanntmachen. 

Zu § 5 

Durch § 5 wird die Bundesregierung ermächtigt, die erforderlichen 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 
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Anlage 2 


DER ZWEITE VIZEPRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 2. Juni 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben — BK 1033/50 IV — vom 
1 1 . Mai 1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat 
in seiner Sitzung am 2. Juni 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem Entumrf eines 

Gesetzes über die Errichtung eines Bundes- 
aufsichtsamtes für das Versicherungs- und 
Bausparwesen 

die in der Anlage beigefügten Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Müller 
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Änderungen 


zum Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs- 
und Bausparwesen 


1. § 2 des Gesetzes erhält folgenden Absatz (2): 

„(2) Das Bundesaufsichtsamt übt auch die Aufsicht über die 
sonstigen privaten Versicherungsunternehmungen und die 
Fachaufsicht über die öffentlich-rechtlichen Wettbewerbs- 
versicherungsunternehmen aus, soweit die für diese Ver- 
sicherungsunternehmungen örtlich zuständige Landesregie- 
rung die Übernahme beim Bundesaufsichtsamt beantragt 
und der zuständige Bundesminister zustimmt. § 148 VAG 
bleibt unberührt. Der Antrag kann jederzeit mit Wirkung 
vom 1. Januar des folgenden Jahres zurückgenommen 
werden.“ 

2. Im § 2 wird der bisherige Absatz (2) zu Absatz (3). 

3. § 2 erhält folgenden Absatz (4): 

„(4) Die Mitwirkung der Länder bei grundsätzlichen Ent- 
scheidungen oder Anordnungen, die das Bundesaufsichts- 
amt im Rahmen seiner Zuständigkeit auf Grund der Wäh- 
rungsgesetze und deren Durchführungsverordnungen er- 
läßt, wird in einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt. Der Mitwirkung der Lander bedarf 
auch das Verfahren bei der Bestätigung von Umstellungs- 
rechnungen durch das Bundesaufsichtsamt.“ 

4. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt: 

4 5 

§ 152 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen vom 
6. Juni 1931 (RGBl. I S. 315) in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 5. März 1937 (RGBl. I S. 269) erhält folgende 
Fassung: 
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„Das Bundesaufsichtsamt und die aufsichtsführenden Lan- 
desbehörden haben ihre Rechts- und Verwaltungsgrund- 
sätze miteinander abzustimmen. Dies gilt auch für die 
Grundsätze, welche die Landesbehörden bei der Beaufsich- 
tigung der öffentlich-rechtlichen Versicherungsunterneh- 
men und Bausparkassen aufstellen. 

Der gegenseitigen Abstimmung dient ein beim Bundesauf- 
sichtsamt einzurichtender Länderbeirat, dem der Präsident 
des Bundesaufsichtsamtes oder sein Stellvertreter als Vor- 
sitzender und die Vertreter der Länder angehören.“ 

5. Der bisherige § 5 wird § 6 und erhält am Schluß folgende Er- 
gänzung: 

„mit Zustimmung des Bundesrates.“ 

6. Der bisherige § 6 wird § 7. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Deutschen 
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Ver sicher ungs- und Bausparwesen 

Den Änderungsvorschlägen 1 bis 3 des Bundesrates wird zugestimmt. 
Dagegen bestehen gegen die Vorschläge 4 und 5 die nachstehenden 
Bedenken; 

Zu 4 

Dieser Vorschlag will § 152 VAG in der Weise abändern, daß anstelle 
der bisher zwischen den Aufsichtsbehörden bestehenden Mitteilungs- 
pflicht eine Pflicht zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
grundsätze tritt. Der Vorschlag greift damit der für einen späteren 
Zeitpunkt vorgesehenen Neufassung des VAG vor. Zu dieser Rege- 
lung besteht zur Zeit keine Notwendigkeit; denn die Versicherungs- 
aufsichtsbehörden haben auch bisher — ohne gesetzliche Grundlage 
— ihre Entschließungen koordiniert. Es spricht nichts dagegen, daß 
sie dies in gleicher Weise vorläufig auch weiterhin tun. Die Änderung 
des § 152 VAG kann daher bis zur Reform des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes zurückgestellt werden. 

Zu 5 

Die im § 5 des Regierungsentwurfs vorgesehenen Rechtsverordnun- 
gen gründen sich auf die dem Bund hinsichtlich der Bundesbehörden 
zustehende Organisationsgewalt. Sie bedürfen daher nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Damit entfällt auch der Änderungsvorschlag Nr. 6. 
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